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Betr.; Fußballweltmeisterschaft 1974 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Spilker, Dr. Kraske, 
Dr. Evers, Dr. Riedl (München), Frau Griesinger, Dr. 
Schneider (Nürnberg), Hussing, Link, Geisenhofer, Dr. 
Finger, Stücklen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2822 — 


Die Bundesregierung begrüßt die Kleine Anfrage, weil sie ihr 
Gelegenheit gibt, dem Deutschen Bundestag ihre Auffassung 
über die Bedeutung der Fußballweltmeisterschaft und die Mög- 
lichkeit der Finanzierung der erforderlichen Stadien darzulegen. 
Die Fußballweltmeisterschaft 1974 ist ein Ereignis von heraus- 
ragender sportlicher und internationaler Bedeutung. Sie wird 

— ähnlich wie die Olympischen Spiele 1972 - die Bundesrepublik 
Deutschland in den Blickpunkt der sportinteressierten Welt- 
öffentlichkeit rücken. Der Bund hat deshalb unter dem Gesichts- 
punkt der gesamtstaatlichen Repräsentation ein legitimes Inter- 
esse an der Sicherstellung einer guten Vorbereitung und eines 
zufriedenstellenden Ablaufes der Weltmeisterschaft. 

Die Bundesregierung hat daher von jeher ihre Bereitschaft zum 
Ausdruck gebracht, den für die Austragung der Fußballwelt- 
meisterschaft 1974 erforderlichen Aus- und Neubau der Stadien 
nach besten Kräften - auch finanziell - zu unterstützen. Sie hat 
bereits in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU vom 14. Januar 1971 (Drucksachen VI/1695, VI/ 
1778) zum Ausdruck gebracht, daß sie 

— nach der endgültigen Entscheidung des Weltfußballverban- 
des (FIFA) über die Austragungsorte und 

— nach der Erstellung einer gesicherten Kostenanalyse 

eine Überprüfung ihrer Unterstützungsmaßnahmen durchführen 
wird. Für die Bundesregierung habe ich außerdem dem Son- 
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derausschuß für Sport und Olympische Spiele mit Schreiben vom 
22. Juni und 18. September 1971 über die Austragungsorte, den 
Spielplan und den Stand der Finanzierung eingehend berichtet. 

Der Weltfußballverband hat am 16. Juli 1971 in Düsseldorf den 
Spielplan für das Endrundenturnier der Fußballweltmeister- 
schaft 1974 festgelegt. Als Austragungsorte sind die Städte 
Berlin, Düsseldorf, Frankfurt/M., Hamburg, Hannover, Köln, 
München, Nürnberg und Stuttgart bestimmt worden. 

Die Stadt Köln hat nach einem Ratsbeschluß vom 9. November 
1971 ihre Bewerbung als Austragungsort für die Fußballwelt- 
meisterschaft zurückgezogen. Das Stadion in Dortmund ist vom 
Weltfußballverband als „Reserve-Stadion" benannt worden. 

Zu den gestellten Fragen nehme ich für die Bundesregierung im 
einzelnen wie folgt Stellung: 


1. Reicht im Hinblick auf die beträchtliche Steigerung der Bau- 
kosten der in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehene 
Zuschußbetrag von 50 Millionen DM aus, um zusammen mit den 
Ländern und den betroffenen Städten die für die Fußballwelt- 
meisterschaft 1974 notwendigen Investitionen durchzuführen, 
nachdem diese Städte ohnehin infolge ihrer mangelhaften 
Finanzausstattung bereits jetzt über die Grenzen ihrer finan- 
ziellen Möglichkeiten hinaus belastet sind? 


Nach den bisher vorliegenden Erkenntnissen belaufen sich die 
Gesamtkosten für den Aus- bzw. Neubau der Stadien zur Zeit 
auf rd. 259 Mio DM. Hierin sind allerdings auch nicht beihilfe- 
fähige Verkehrserschließungsmaßnahmen enthalten. 

Die Anlagen in Berlin und München, die gesondert finanziert 
werden, sind in diese Kostenermittlung nicht einbezogen. An- 
stelle von Köln ist jedoch Dortmund dabei berücksichtigt. 

Durch zu erwartende Kostensteigerungen wird sich wahrschein- 
lich der Gesamtbetrag bis 1974 auf die bereits im Schriftlichen 
Bericht des Sonderausschusses für Sport und Olympische Spiele 
vom 23. April 1970 (Drucksache VI/684) angenommenen 300 Mio 
DM erhöhen. 

Die voraussichtliche Eigenteiligung der Städte beträgt nach den 
bisherigen Angaben rd. 74 Mio DM, die der beteiligten Bundes- 
länder rd. 62 Mio DM. 

Neben der durch Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
6. Mai 1970 (zu Drucksache VI/684) auf 50 Mio DM begrenzten 
Bundeszuwendung ist damit zu rechnen, daß ein Erlösanteil aus 
der Lotterie „Glücksspirale" in den Jahren 1973 und 1974 für 
den Stadienausbau zur Verfügung gestellt werden wird. 
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Die Konferenz der Innenminister und -Senatoren der Bundes- 
länder hat am 17./18. Juni 1971 in Hamburg den Grundsatz- 
beschluß gefaßt, die Glücksspirale bis 1974 fortzusetzen. Uber 
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den Verteilungsschlüssel ist in der Sitzung am 16. Dezember 
1971 in Bonn abschließend beraten worden. Danach soll im Jahre 
1973 ein Erlösanteil von 50 Vo und 1974 in Höhe von 60 Vo für 
den Ausbau der Stadien zur Fußballweltmeisterschaft verwen- 
det werden. Nach den bisherigen Erfahrungen kann damit ge- 
rechnet werden, daß in den Jahren 1973 und 1974 jeweils etwa 
40 bis 45 Mio DM eingespielt werden. Ein Anteil für die Fuß- 
ballstadien könnte daher etwa 50 Mio DM betragen. Insgesamt 
ergibt sich zur Zeit folgende Kosten- und Finanzierungsüber- 
sicht: 


Gesamtkosten 300 Mio DM Finanzierung 


- einschl. Verkehrs- 
erschließungs- 
maßnahmen und einschl. 
zu erwartende Kosten- 
steigerungen 


Bund 50 Mio DM 

Länder 62 Mio DM 

Städte 74 Mio DM 

Glücksspirale 50 Mio DM 

236 Mio DM 


Das Gesamtkostendefizit würde demnach 64 Mio DM betragen. 


Bei dieser Sachlage ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Deutsche Bundestag unter Abwägung aller Umstände noch- 
mals über den von ihm am 6. Mai 1970 festgesetzten Kosten- 
rahmen beschließen sollte. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die betroffenen Städte 
erwarten, daß der Bund sich mit mindestens einem Drittel an 
den entstehenden Ausbaukosten beteiligt, wobei nach deren 
Vorstellungen ein Mindestbetrag von 7,0 Millionen DM je 
Stadion festgesetzt werden soll, da sonst die Fußballwelt- 
meisterschaft 1974 nicht in dem vorgesehenen Rahmen durch- 
geführt werden kann? 

Der Bundesregierung ist die Forderung der Städte auf eine 
Drittelbeteiligung des Bundes bekannt. Sie ist bereits in dem 
Bericht des Sonderausschusses für Sport und Olympische Spiele 
des Deutschen Bundestages vom 23. April 1970 (Drucksache 
VI/684) ausdrücklich erwähnt. Dieser Forderung ist jedoch 
durch den Deutschen Bundestag nicht entsprochen worden. 


Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Drittel- 
beteiligung im Einzelfall zu einer unterschiedlichen Behand- 
lung der Städte führen würde und nach oben schwer abgrenzbar 
wäre, überdies würde die Drittelbeteiligung dazu führen, daß 
diejenigen Städte, die bereits früher unter erheblichen eigenen 
Anstrengungen ihre Stadien weiter ausgebaut hatten, benach- 
teiligt werden würden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit - um ihrerseits zu einer Sicher- 
stellung der Fußballweltmeisterschaft im vorgesehenen Rahmen 
beizutragen - eine Erhöhung des vorgesehenen Betrages von 
50 Millionen DM vorzuschlagen, um die Städte in die Lage zu 
versetzen, ihre übernommenen Verpflichtungen einzuhalten? 


Nach Einbringung des Haushaltsentwurfs 1972 besteht für die 
Bundesregierung keine Möglichkeit mehr, hierauf unmittelbar 
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Einfluß zu nehmen. Sie hat jedoch bei den Berichterstatter- 
gesprächen über den Haushaltsentwurf sowie beim Sonderaus- 
schuß für Sport und Olympische Spiele unter Hinweis auf die 
bestehende Situation angeregt, weitere 30 Mio DM zugunsten 
des Baues von Stadien für die Fußballweltmeisterschaft 1974 im 
Eventualhaushalt 1972 umzuschichten. 

Dieser Betrag erscheint nach den vorliegenden Erkenntnissen 
angemessen und ausreichend. Es würde dann zwar noch ein 
rechnerisches Defizit in Höhe von 34 Mio DM verbleiben (s. o. 
zu Frage 1 a. E.), doch ist hierbei insbesondere zu berücksich- 
tigen, daß in den Zahlenangaben der einzelnen Städte zum Teil 
auch erhebliche Verkehrserschließungsmaßnahmen enthalten 
sind, die bei der Ermittlung der Bundeszuwendung nicht berück- 
sichtigt werden können. Die Bundesregierung ist zudem der 
Auffassung, daß auch die Landesbeteiligung in einigen Fällen 
noch erhöht werden könnte. Mit einer Gesamtzuwendung des 
Bundes von 80 Mio DM wäre zudem die Drittelbeteiligung fak- 
tisch erreicht, da von den Gesamtkosten die Erlösanteile aus der 
„Glücksspirale" vor der Errechnung der Anteile der öffentlichen 
Hände abzusetzen wären. 

Die Bundesregierung ist jedoch zur Zeit nicht in der Lage, dem 
Organisationskomitee für die Fußball Weltmeisterschaft 1974 
und den beteiligten Städten die beabsichtigte Erhöhung ihrer 
Beteiligung verbindlich zuzusagen, weil der Gesamtzuschuß des 
Bundes nach dem bereits erwähnten Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 6. Mai 1970 den Betrag von 50 Mio DM nicht 
überschreiten darf und der Haushalt 1972 noch nicht verab- 
schiedet ist. Insoweit bedarf es noch einer parlamentarischen 
Entscheidung. 


4. Sollte sich die Bundesregierung für eine Aufstockung der 
Bundesmittel aussprechen, auf welchen Betrag würde diese hin- 
auslaufen, und bis zu welchem Zeitpunkt könnten die Städte mit 
einer definitiven Entscheidung des Bundes rechnen? A 

Diese Frage ist mit den Ausführungen zu Frage 3 bereits beant- 
wortet. 


Genscher 
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